Erklärung der Studenten Baden-Württembergs zur Hochschulpolitik 


Für Bildungsgerechtigkeit und Bildungsfreiheit 

Wir fordern das Verbot von Studiengebühren in jeder Form. Alle Menschen müssen dieselben Chancen auf gleichwertige Bildung besitzen. Ohne gebüh​ren​freies Bildungssystem kann Chancengleichheit nicht gewährleistet werden. Schon jetzt ist es Menschen aus so genannten bildungsfernen und finanziell schwachen Schichten kaum möglich, durch das sozial selektive Bildungssystem bis an die Hochschule zu gelangen. Diese Situation wird durch Studiengebühren in jeder Form weiter zementiert. Da helfen auch keine Kredite, wie schon das momentane BAföG-System zeigt: Denn die Aussicht auf einen Schuldenberg schreckt jedeN StudierwilligeN ab. Sozial verträgliche Studiengebühren gibt es nicht! Mit der Einführung von Studiengebühren und Kreditmodellen wird es den StudentIn​nen zusätzlich erschwert, ihr Studium nach eigenen Interessen zu wählen. Vielmehr wird sich ihre Studienfachwahl an ihrer wirtschaftlichen Relevanz und Ren​tabilität orientieren. Auch Stipendien werden nach diesen Gesichtspunkten vergeben und die Abhängigkeit verstärken. Bildung dient nicht nur dem „Standort Deutschland“, sondern auch dem ge​samt​ge​sell​schaftli​chen Fortschritt und der individuellen Selbstverwirklichung. Sicherstellen, dass jedeR die Möglichkeit hat, über Studium und Ausbildung selbstbestimmt einen Einstieg in Wissenschaft und Beruf zu finden, kann nur, wer Bildung und Ausbildung als ein Grundrecht begreift. Deshalb muss Bildung allen kostenfrei zustehen, unabhängig von den Zwän​gen des Marktes und der Arbeit. 


Für eine staatliche Bildungsfinanzierung 

Wir fordern, dass Bildung aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Der öffentliche Bil​dungsetat muss ausgebaut werden. Staatliche Finanzierung ist eine Frage des politi​schen Willens. Die Kassen sind nicht von Natur aus leer: Es sind u.a. falsche Entscheidungen in der Steuerpolitik, die dazu führen, dass den öffentlichen Kassen Milliarden fehlen. 


Für eine elternunabhängige, bedarfsdeckende Studienfinanzierung 

Wir fordern eine gerechte, staatliche Studienfinanzierung, die über die jetzigen Regelungen des BAföG weit hinausgeht. Sie muss als bedarfsdeckender Vollzuschuss gezahlt werden und über die gesamte Studienzeit gesichert sein. Mehr als zwei Drittel der StudentInnen müssen neben dem Studium arbeiten, um sich den Unterhalt zu finanzieren. Entsprechend verlängern sich die Studienzeiten unnötig. Der EmpfängerInnenkreis muss dazu massiv ausgeweitet werden, die Finanzierung muss unabhängig von der finanziellen Lage der Eltern gezahlt werden. Bei diesem drastischen Verbesserungsbedarf ist die Forderung nach einer Abschaffung des BAföG völlig indiskutabel. 


Für eine Verfasste StudentInnenschaft 

Wir fordern die Verfasste StudentInnenschaft. Eine ernstzunehmende Bildungspolitik ist ohne starke und reflektiert partizipierende StudentInnen undenkbar! Die Belange der StudentInnen müssen ausreichend vertreten werden und zu einer kompetenten inhaltlichen Debatte beitragen. Ferner müssen die studentischen Organe ein allgemeinpolitisches Mandat haben, um sich damit zu allen politischen Fragen zu äußern und umfassende politische Bildungsangebote an den Hochschulen zu schaffen. 


Für Demokratie in der universitären Selbstverwaltung 

Wir fordern mehr Transparenz sowie eine paritätische Besetzung in allen Gremien der Universität. Die Entscheidungen sollen von allen Lehrenden, Lernenden und Beschäftigten demokratisch getroffen werden, was bedeutet, dass sie in allen Gremien mit gleichem Stimmgewicht vertreten sein müssen. Die StudentInnen sowie die weiteren Angehörigen (z.B. die ProfessorInnen) der Universität müssen regelmäßig über die Entscheidungsprozesse und ihre Einflüsse auf den akademischen Alltag informiert werden. Die akademischen Gremien dürfen nicht nur der Bestätigung vorhandener Positionen dienen, sondern müssen selbst Ort hochschulpolitischer Meinungsbildung sein. 


Für eine qualitative Studienreform 

Wir fordern ein autonom gestaltetes Studium und eine kritische Auseinandersetzung mit den Wissenschaften. Die im Rahmen des Bologna-Prozesses entstehenden verschulten und modularisierten Studiengänge (Bachelor, Master) lehnen wir ab, da sie im Widerspruch zu einem freien, selbst verwalteten Studium stehen. Wir fordern stattdessen eine qualitativ sinnvolle Studienreform, die nicht die ökonomische Verwertbarkeit der Studienleistungen und StudentInnen in den Mittelpunkt rückt. Eine solche Reform erfordert die intensive Beteiligung der StudentInnen und eine kritische Auseinandersetzung mit den Zielen und Inhalten des Studiums. Nicht eine weitere Einschränkung der Wahlmöglichkeiten, sondern gerade deren Ausbau und das Ermöglichen einer individuellen Fächerkombination kann nur Ziel einer solchen Reform sein. Es muss StudentInnen möglich sein, über das eigene Fach hinaus Veranstaltungen zu besuchen. Auch fachfremde Veranstaltungen und fakultätsübergreifende Angebote, wie Sprachkurse, müssen weiterhin kostenlos für StudentInnen aller Fächer verfügbar sein. 


Für eine Gleichstellung der Geschlechter an der Universität 

Wir fordern, dass die Gleichstellung und Gleichberechtigung der Geschlechter zum Selbstverständnis werden. Mit der Einführung von Studiengebühren werden besonders Frauen stärker vom Studium abgeschreckt als Männer. 


Für die finanzielle Gleichstellung der einzelnen Fakultäten 

Wir lehnen die finanzielle Hierarchisierung der Fakultäten ab, welche durch Interessenpolitik und ökonomische Abhängigkeit (zum Beispiel Einwerbung von Drittmitteln) gefördert wird. Stattdessen fordern wir eine gleichberechtigte Grundausstattung aller Fakultäten. 


Für den Erhalt und den Ausbau von Arbeitsplätzen 

Wir lehnen jegliche Streichung von Stellen in Bereichen des Mittelbaus und der ProfessorInnenschaft sowie der studentischen Hilfskräfte und weiteren Beschäftigten ab. Wir fordern den Ausbau von Stellen, um ein breites Lehrangebot zu gewährleisten und ein qualitativ hochwertiges Studium zu garantieren. Stattdessen fordern wir, dass die Arbeitsbedingungen der Angestellten der Uni verbessert wer​den. Ein Stopp der Arbeitszeitverlängerung sowie Arbeitsverträge mit gut ausgestatten Kündigungs​schutzregelungen wären ein Anfang. Ferner fordern wir einen Mindestlohn im Rah​men einer tariflichen Vereinbarung für sämtliche Beschäftigte. 

Für den Ausbau von Übungen und Tutorien 

Wir fordern den Ausbau von Übungen und Tutorien und die angemessene Entlohnung von ÜbungsleiterInnen TutorInnen! Das Wissenschaftsministerium muss die entsprechenden finanziellen Mittel wieder drastisch erhöhen. Diese Lehraufgaben, die die Vorlesungen und Seminaren ergänzen und vervollständigen sind zwingend notwendig. 

